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Gesundheitspolitik: 
Session Sommer 2026 
 

Sie erhalten einen kompakten Überblick über die bedeutendsten gesundheitspolitischen 
Entwicklungen des vergangenen Quartals. Die vorliegende Zusammenfassung bietet Ihnen die 
wichtigsten Fakten, ergänzt durch eine fachliche Bewertung von Peter Aregger. 

Ihre Einschätzung ist wertvoll – teilen Sie Ihre Gedanken mit uns. 

Peter Aregger 
p.aregger@rvk.ch 

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre. 

 

  

http://www.rvk.ch/


 

RVK – Dienstleistungen und Versicherungen für den Gesundheitsmarkt / Haldenstrasse 25 / 6006 Luzern / www.rvk.ch 2 

Das Wichtigste in Kürze 
 

Dauerbrenner Spitalplanung 

Erst in der Herbstsession 2025 haben die Eidgenössischen Räte eine Motion zur Spitalplanung überwie-

sen. Nun stand das Thema sowohl im National- als auch im Ständerat erneut auf der Traktandenliste. 

Dabei sprach sich die grosse Kammer für mehr Kompetenzen auf Bundesebene aus. Der Ständerat 

agierte umsichtiger und sah von weitergehenden Forderungen ab. 

 

Umsetzung Pflegeinitiative – Nationalrat läutet zweite Etappe ein 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine starke Pflege» (Pflegeinitiative) wurde 2021 angenommen. 

Der vom Bundesrat vorgelegte Gesetzesentwurf will die Attraktivität der Pflegeberufe erhöhen. Die 

Ratsmehrheit konnte sich mit den Vorschlägen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen nicht anfreun-

den. Der Nationalrat trat auf die Vorlage ein, schwächte sie jedoch in vielen Punkten ab. 

 

Eidgenössische Räte verabschieden Änderungen beim SchKG 

National- und Ständerat einigen sich über die Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 

Konkurs (SchKG). Dabei führen sie ein vereinfachtes Nachlassverfahren und einen sogenannten Sanie-

rungskonkurs ein. Die konkursrechtliche Stellung der Krankenversicherer verschlechtert sich. 

 

Ständerat tritt auf Revision des Heilmittelgesetzes ein 

Nach dem Nationalrat tritt auch der Ständerat auf die Revision des Heilmittelgesetzes ein. Diese sieht 

u.a. ein elektronisches Rezept und einen elektronischen Medikationsplan vor. Mit diesem Digitalisie-

rungsschritt soll die Patientensicherheit erhöht werden. Der Ständerat will zudem den Versand von 

nicht-rezeptpflichtigen Medikamenten erlauben. 
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Aus dem Nationalrat 
 

Stärkung des Pharma- und Biotechnologie-Standorts Schweiz  

Motion von Ständerätin Eva Herzog (25.3685) 

Die Pharma- und Biotechnologie-Industrie ist für die Schweiz von grosser volkswirtschaftlicher Bedeu-

tung. Sie hat einen hohen Anteil an der Wertschöpfung und am Export, schafft hochwertige Arbeits-

plätze, stärkt den Forschungsplatz Schweiz und generiert wichtige Steuereinnahmen. In den vergange-

nen Monaten ist die Industrie stark unter Druck geraten, insbesondere in den USA, wo Preisnachlässe 

gefordert werden und Zölle auf Pharmaprodukten drohen. Die Motion von Eva Herzog hat zum Ziel, die 

Standortattraktivität der Schweiz für die Pharma- und Biotechnologie-Industrie zu stärken. Sie fordert 

den Bundesrat dazu auf, eine entsprechende Strategie für diesen wichtigen Industriezweig zu erarbeiten 

und umzusetzen. 

In seiner Stellungnahme anerkennt der Bundesrat die grosse Bedeutung der Pharma- und Biotechnolo-

gie-Industrie, lehnt die Motion jedoch ab. Er verweist auf die wirtschaftspolitische Agenda, die auf die 

Standortattraktivität der gesamten Wirtschaft ausgerichtet ist. Er nennt dabei etwa das «Entlastungspa-

ket 27», den Abschluss von Freihandelsabkommen mit verschiedenen Staaten sowie die Massnahmen 

zur Stärkung der höheren Berufsbildung. Zudem verweist der Bundesrat auf Massnahmen, die der Bund 

zur Stärkung der Forschung im Bereich der Biomedizin und Technologie bereits ergriffen hat und weiter-

führen wird. Weitere Massnahmen hält der Bundesrat nicht für notwendig. 

Der Ständerat behandelte den Vorstoss in der Herbstsession 2025 und nahm die Motion einstimmig an. 

Nach diesem deutlichen Signal der kleinen Kammer ging das Geschäft weiter an den Nationalrat. Gegen 

den Widerstand der Vertreterinnen und Vertretern der Schweizerischen Volkspartei nahm die grosse 

Kammer die Motion mit 127 Ja- zu 59 Nein-Stimmen bei 3 Enthaltungen an. Damit hat der Bundesrat die 

Aufgabe erhalten, eine Strategie für die Pharma- und Biotechnologie-Industrie zu erarbeiten und umzu-

setzen. 

 

 

Bundesgesetz über die Arbeitsbedingungen in der Pflege sowie Änderung des 
Gesundheitsberufegesetzes 

Geschäft des Bundesrates (25.054) 

Unter dem Eindruck der Pandemie hat die Schweizer Stimmbevölkerung am 28. November 2021 die Eid-

genössische Volksinitiative «Für eine starke Pflege» (Pflegeinitiative) angenommen. Die Initiative ver-

langt die Förderung der Pflege als wichtiger Bestandteil der Gesundheitsversorgung. Der Bundesrat be-

schloss, die Initiative in zwei Etappen umzusetzen. Die erste Etappe diente der Förderung der Ausbil-

dung (22.040) und trat am 1. Juli 2024 in Kraft. In einer zweiten Etappe soll nun die Attraktivität der Pfle-

geberufe durch bessere Arbeitsbedingungen und erweiterte Entwicklungsmöglichkeiten erhöht werden. 

Gleichzeitig soll die Qualität der Gesundheitsversorgung langfristig gesichert werden. 

Zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege schlägt der Bundesrat vor, ein neues Bundesge-

setz über die Arbeitsbedingungen in der Pflege (BGAP) zu erlassen. Der Gesetzesentwurf verlangt ver-

bindliche Mindeststandards in verschiedenen Bereichen, so die Senkung der wöchentlichen Höchstar-

beitszeit von 50 auf 45 Stunden, eine Normalarbeitszeit von 40 bis 42 Stunden, Zuschläge für Überstun-

den sowie bessere Regelungen für Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit. Zudem will der Bundesrat die 
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Sozialpartner zu Verhandlungen über Gesamtarbeitsverträge verpflichten. Parallel dazu – so der Bundes-

rat – soll das Bundesgesetz über die Gesundheitsberufe (GesBG) angepasst werden, um den Beruf der 

Pflegeexpertin beziehungsweise des Pflegeexperten Advanced Practice Nursing (APN) gesetzlich zu ver-

ankern.  

Der Nationalrat behandelte die Vorlage in der Sondersession 2026 als Erstrat. In der über mehrstündi-

gen Debatte setzte sich die Ratslinke für starke Schutzbestimmungen für das Pflegepersonal ein. Ganz 

anders die bürgerliche Mehrheit, die sich mit den Vorschlägen des Bundesrates nicht anfreunden 

konnte. Die Ratsrechte wollte vermeiden, dass eine Berufsgruppe bevorteilt wird und verwies auf die 

kostentreibende Wirkung der Vorlage. 

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das Bundesgesetz über die Arbeitsbedingungen in der 

Pflege sowie die Änderungen am Bundesgesetz über die Gesundheitsberufe in deutlich abgeschwächter 

Form an. Die Vorlage geht nun an den Ständerat. 

 

 

Krankenversicherung. Aktive Massnahmen zugunsten geeigneter und wirksamer Leistungen 
ergreifen 

Motion von Nationalrat Michaël Buffat (24.3430) 

Die Kosten der Krankenversicherung steigen seit Jahren an. Einen Grund für den Kostenanstieg sieht Na-

tionalrat Michaël Buffat in überholten und unwirksamen medizinischen Leistungen. Er regt an, das KVG 

mit einer Bestimmung zu ergänzen, die es erlaubt, unwirksame Behandlungen aus dem Leistungskatalog 

zu streichen. 

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er ist der Auffassung, dass die bestehenden gesetzlichen Grundlagen 

ausreichend sind, um die im KVG enthaltenen Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirt-

schaftlichkeit durchzusetzen. Er verweist dabei auf die periodische Überprüfung von Arzneimitteln und 

auf das Health Technology Assessment (HTA) Programm des Bundes, welches substanzielle Einsparun-

gen erlaubt. 

Der Nationalrat behandelt den Vorstoss anlässlich der Sondersession 2026 und lehnte ihn mit 91 Ja- zu 

104 Nein-Stimmen ab. Die Behandlung ist damit abgeschlossen. 

 

 

Schluss mit unnötiger Bürokratie. Anspruch auf Prämienverbilligung soll von den Kantonen 
automatisch geprüft und Beiträge direkt ausbezahlt werden 

Motion von Nationalrat Patrick Hässig (24.3463) 

Der Vollzug der Prämienverbilligungen durch die Kantone ist unterschiedlich. Einige Kantone verlangen 

von den Versicherten einen Antrag, einige Kantone prüfen von Amtes wegen. Mit seiner Motion fordert 

Nationalrat Patrick Hässig eine Gesetzesänderung, welche die Kantone verpflichtet, die Prämienverbilli-

gungen automatisch zu prüfen. Er will damit die Prämienverbilligungen auch für Menschen zugänglich 

machen, die Mühe haben, einen Antrag fristgerecht auszufüllen und abzuschicken. Einen weiteren Vor-

teil sieht Nationalrat Patrick Hässig im Bürokratieabbau. 

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Der Bundesrat hält fest, dass es Aufgabe der Kantone ist, den Kreis 

der Begünstigten, die Höhe der Verbilligungen, das Verfahren und die Auszahlungsmodalitäten festzule-
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gen. Dabei haben die Kantone die Möglichkeit, die Prämienverbilligungen auf ihre übrigen Sozialleistun-

gen und auf ihre Steuersysteme abzustimmen. Die Vorgabe der automatischen Prüfung würde in die Au-

tonomie der Kantone eingreifen. 

Der Nationalrat behandelte die Motion in der Sondersession 2026 und nahm sie mit 100 Ja- zu 92 Nein-

Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Das Geschäft geht somit weiter an den Ständerat. 

 

 

Mehr Gerechtigkeit, Verhältnismässigkeit und Transparenz bei den Gesundheitskosten 

Motion von Nationalrat Vincent Maitre (24.3484) 

In den vergangenen Jahren wurden verschiedene Massnahmen ergriffen, um die Kostenentwicklung zu 

dämpfen. Trotzdem sind die Leistungen und die Prämien der Krankenversicherung kontinuierlich gestie-

gen. Um das Vertrauen in die Krankenversicherung zu erhöhen, verlangt Nationalrat Vincent Maitre 

mehr Transparenz über die ergriffenen Massnahmen und deren Wirkungen. Er fordert den Bundesrat 

dazu auf, Gesetzesänderungen in die Wege zu leiten, die es ermöglichen, die Auswirkungen von Mass-

nahmen auf die Prämien sichtbar zu machen. 

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er hält fest, dass bereits heute Massnahmen auf ihre Kostenwirkung 

analysiert werden und dass ein Monitoring stattfindet. Kostendämpfende Massnahmen fliessen in die 

Prämienberechnungen der Krankenversicherer jeweils ein und entfalten damit ihre Wirkung. Dabei ist 

zu berücksichtigen, dass sie sich mit anderen Entwicklungen überschneiden. 

Der Nationalrat behandelte die Motion in der Sondersession 2026 und nahm sie mit 114 Ja- zu 75 Nein-

Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Das Geschäft geht damit weiter an die kleine Kammer. 

Die Evaluation von kostendämpfenden Massnahmen ist ein berechtigtes Anliegen und wird bereits 

heute praktiziert. Die Krankenversicherer stellen schon seit mehreren Jahren detaillierte Daten zur Ver-

fügung und unterstützen das Bundesamt für Gesundheit bei Bedarf. Es ist jedoch kein Geheimnis, dass 

die Kostenentwicklung in der Krankenversicherung von vielen verschiedenen Faktoren abhängig ist. Die 

Prämienentwicklung lässt sich deshalb nicht direkt auf eine ausgewählte Massnahme zurückführen. Dies 

ändert sich auch mit zusätzlichen Gesetzesbestimmungen nicht. Im Gegenteil, zusätzliche Gesetzesbe-

stimmungen befeuern administrative Leerläufe und lassen die Verwaltungskosten ansteigen. Es ist des-

halb zu hoffen, dass der Ständerat in dieser Sache Gegensteuer gibt.  

 

 

Kosten einsparen und Qualität verbessern. Die Spitalplanung muss gemeinsam vom Bund und 
von den Kantonen durchgeführt werden 

Motion von Nationalrat Patrick Hässig (24.3505) 

Das Gesetz sieht vor, dass sich die Kantone bei den Spitalplanungen untereinander abstimmen. Doch 

gemäss verschiedener Experten ist die Abstimmung unzureichend. Zu oft verhindern kantonale Entschei-

dungsträger aus Eigeninteressen regionale Lösungen. Nationalrat Patrick Hässig will dies ändern. Er for-

dert, dass Spitalplanungen neu vom Bund unter grösstmöglicher Mitwirkung der Kantone erarbeitet 

werden. Mittels Motion will er den Bundesrat beauftragen, die dazu erforderlichen gesetzlichen und 

verfassungsrechtlichen Grundlagen zu schaffen. 
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Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er teilt die Ansicht des Motionärs, wonach die Koordination der Kan-

tone bei den Spitalplanungen unzureichend ist. Der Bundesrat attestiert Optimierungspotenzial und ver-

weist auf eine 2022 in Kraft getretene Verordnungsänderung, welche die Kriterien für die kantonalen 

Spitalplanungen vereinheitlicht. Darüber hinaus sieht sich der Bundesrat nicht in der Verantwortung, da 

die Kantone gemäss Bundesverfassung für die Gesundheitsversorgung verantwortlich sind. 

Der Nationalrat behandelte die Motion in der Sondersession 2026 und nahm sie mit 96 Ja- zu 82 Nein-

Stimmen bei 17 Enthaltungen an. Das Geschäft geht damit weiter an den Ständerat. 

 

 

Obligatorische Krankenpflegeversicherung. Der Staat nur noch als Schiedsrichter 

Motion von Nationalrat Rémy Wyssmann (24.3629) 

Das KVG – so Nationalrat Rémy Wyssmann – hat ein überreguliertes Milliardenmonstrum geschaffen. Es 

zeichnet sich aus durch eine Gesundheitslobby, die dem Mittelstand via Prämien und Steuern stetig 

mehr Geld aus der Tasche zieht. Nationalrat Rémy Wyssmann will diesem Systemversagen ein Ende be-

reiten. Er schlägt vor, das KVG abzuschaffen und die Krankenversicherung dem VVG zu unterstellen. Die 

Rolle des Staates wird dabei auf jene des Schiedsrichters reduziert. Das Versicherungsobligatorium soll 

jedoch beibehalten werden.  

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er ist der Ansicht, dass die Unterstellung der Krankenversicherung 

unter das VVG das Wachstum der Gesundheitskosten nicht zu bremsen vermag. Bei einem Systemwech-

sel würde die Solidarität zwischen den Versicherten durch die Risikoselektion abgelöst. Ältere Versi-

cherte und Versicherte mit höherem Krankheitsrisiko würden verstärkt zur Kasse gebeten. Auch ein ein-

heitlicher Leistungskatalog würde wegfallen.  

Der Nationalrat behandelte den Vorstoss an der Sondersession 2026. Die grosse Kammer lehnte die Mo-

tion mit 63 Ja- zu 132 Nein-Stimmen bei einer Enthaltung ab. Die Beratung ist damit abgeschlossen. 

 

 

Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene 

Motion von Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber (24.3993) 

Die Krankenkassenprämien stellen eine grosse finanzielle Belastung für Familien mit tiefen und mittle-

ren Einkommen dar. Um dies zu ändern, fordert Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber, dass die Kantone 

die Krankenkassenprämien von Kindern und jungen Erwachsenen vollumfänglich verbilligen.  

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er hält fest, dass die Prämien von Kindern und jungen Erwachsenen 

bereits heute stark verbilligt werden. Er verweist dabei auf Artikel 65 Absatz 1bis KVG, nach welchem die 

Kantone für untere und mittlere Einkommen die Prämien von Kindern um mindestens 80 Prozent und 

von jungen Erwachsenen um mindestens 50 Prozent verbilligen müssen. Je nach Bedarf und Ausgestal-

tung ihrer Sozial- und Steuersysteme können die Kantone die Prämien auch stärker verbilligen. Höhere 

Vergünstigungen hält der Bundesrat für nicht erforderlich. 

Der Nationalrat behandelte die Motion anlässlich der Sondersession 2026. Er lehnte den Vorstoss mit 63 

Ja- zu 126 Nein-Stimmen bei einer Enthaltung ab. Die Behandlung des Geschäfts ist damit abgeschlos-

sen. 
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Stärkung der Vertragsfreiheit im Patientenverhältnis führt zu wirksamer und rascher 
Entlastung der Prämienzahler und öffentlicher Spitalträger 

Motion von Nationalrat Rémy Wyssmann (24.4029) 

Tritt ein Leistungserbringer in den Ausstand, so werden seine Leistungen nicht mehr von der obligatori-

schen Krankenpflegeversicherung (OKP) vergütet. Um in den Ausstand zu treten, muss sich ein Leis-

tungserbringer bei der zuständigen kantonalen Stelle melden. Der Ausstand gilt dabei für sämtliche me-

dizinischen Behandlungen, die der betreffende Leistungserbringer vornimmt. 

Nationalrat Rémy Wyssmann will dies ändern. Mit seiner Motion will er den Bundesrat beauftragen, 

eine Gesetzesänderung vorzubereiten, bei der ein Leistungserbringer einzelfallweise in den Ausstand 

treten kann. Die ärztliche Behandlung auf Kosten der Patientinnen und Patienten – so die Überlegung 

von Nationalrat Rémy Wyssmann – senkt die Kosten der OKP.  

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Ein einzelfallweiser Ausstand hätte für den Bundesrat zur Folge, dass 

die Planung der Gesundheitsversorgung erschwert wird und die Versorgungssicherheit durch die Kan-

tone nicht mehr gewährleistet werden kann. Für die Versicherten fällt negativ zu Buche, dass ein Leis-

tungserbringer jene Leistungen nach KVG erbringt, welche tariflich attraktiv sind. Bei Leistungen, die 

nicht attraktiv tarifiert sind, würde er hingegen in den Ausstand treten und höhere Preise verlangen. 

Versicherte, die sich die höheren Preise nicht leisten können oder leisten wollen, würden ausgeschlos-

sen. Diese Selektion ist aus Sicht des Bundesrates nicht erwünscht. 

Der Nationalrat behandelte den Vorstoss an der Sondersession 2026 und lehnte ihn mit 63 Ja- zu 123 

Nein-Stimmen ab. Die Beratung ist damit abgeschlossen. 

 

 

Sachgerechte Abgeltung für Unternehmen, die pflegende Angehörige beschäftigen 

Motion von Nationalrat Patrick Hässig (24.4355) und gleichlautende Motion von Ursula Zybach 

(24.4356) 

Pflegende Angehörige sind eine wichtige Stütze der Gesundheitsversorgung. Das Bundesgericht hat in 

einem Urteil von 2019 festgehalten, dass Leistungen der Grundpflege auch von Personen ohne pflegeri-

sche Ausbildung erbracht werden können und dass pflegende Angehörige als Angestellte einer Spitex-

Organisation nach den geltenden OKP-Tarifen abzugelten sind. Nationalrat Patrick Hässig und National-

rätin Ursula Zybach wollen dies ändern. Sie fordern eine Gesetzesänderung, mit der die OKP-Pflegebei-

träge von pflegenden Angehörigen gekürzt werden können. Damit wollen sie vermeiden, dass Firmen 

mit Spitex-Bewilligung, die sich auf die Anstellung von pflegenden Angehörigen spezialisieren, auf Kos-

ten der Krankenversicherung und der Steuerzahler «Übergewinne» erzielen  

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er hält fest, dass die Kantone für die sachgerechte Finanzierung der 

Restkosten verantwortlich sind. Sie haben somit die Möglichkeit differenzierte Beiträge festzulegen. 

Weiter argumentiert der Bundesrat, dass Pflegeleistungen in der erforderlichen Qualität zu erbringen 

sind. Die erforderliche Qualität kann bei pflegenden Angehörigen durch entsprechende Begleitung und 

Überwachung von Pflegefachpersonen sichergestellt werden. In der Folge sind Leistungen der Grund-

pflege von pflegenden Angehörigen zu denselben Ansätzen zu vergüten wie von Pflegefachpersonen er-

brachte Leistungen der Grundpflege. 
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Der Nationalrat behandelte den Vorstoss in der Sondersession 2026. Die grosse Kammer nahm die Moti-

onen mit 191 Ja-Stimmen gegenüber einer Nein-Stimme und einer Enthaltung deutlich an. Das Geschäft 

geht damit weiter an den Ständerat. 

 

 

Krankenkassen sollen keine grossen Sportclubs mit millionenschweren Budgets sponsern 
dürfen 

Motion von Nationalrat Lorenzo Quadri (24.4477) 

Nationalrat Lorenzo Quadri will das Sponsoring von Krankenkassen einschränken. Mit seiner Motion for-

dert er, dass Krankenkassen nur mehr kleine und lokale Initiativen sponsoren dürfen, mit dem Ziel der 

Gesundheits- und Bewegungsförderung. Verbieten will Nationalrat Lorenzo Quadri das Sponsoring für 

Aktivitäten, die ein anderes Ziel verfolgen, und für grosse Sportclubs. Er begründet seinen Vorstoss mit 

dem Unverständnis der Bevölkerung über den Umstand, dass die Krankenkassenprämien stetig steigen 

und die Krankenkassen gleichzeitig grosse Sportclubs unterstützt. 

Der Bundesrat lehnt die Motion ab. Er verweist darauf, dass der Gesetzgeber einen regulierten Wettbe-

werb wünscht. Es liegt im Sinn der Sache, dass Marktteilnehmer in einer Wettbewerbssituation Wer-

bung betreiben. Werbeausgaben gehören zu den Verwaltungskosten. Sie fallen in den Autonomiebe-

reich der Krankenkassen, soweit die Ausgaben nicht offensichtlich unangemessen sind. Zudem – so der 

Bundesrat – ist ein entsprechendes Verbot schwierig umzusetzen. Zunächst wäre zu klären, ob ein Spon-

soring aus KVG- oder VVG-Mitteln finanziert wird. Wenn KVG-Mittel eingesetzt werden, wäre zu klären, 

ob es sich um eine kleine lokale Initiative handelt, welche die Gesundheits- und Bewegungsförderung 

unterstützt. Unweigerlich stellen sich dabei schwierige und strittige Abgrenzungsfragen. 

Der Nationalrat behandelte den Vorstoss an der Sondersession 2026 und nahm die Motion mit 117 Ja- 

gegenüber 71 Nein-Stimmen bei vier Enthaltungen an. Somit hat sich in der grossen Kammer der Popu-

lismus durchgesetzt. Das Geschäft geht nun weiter an den Ständerat. Es ist zu hoffen, dass die kleine 

Kammer mit mehr Sachverstand agiert. 

 

 

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs – Sanierungsverfahren für natürliche 
Personen; Änderung 

Geschäft des Bundesrats (25.019) 

Das geltende Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) bietet für Schuldner/innen we-

nig Möglichkeiten, sich aus einer Verschuldung zu befreien. Dies ist nicht nur für die Betroffenen sehr 

belastend, sondern auch volkswirtschaftlich schädlich. Mittels Revision sollen deshalb Fehlanreize im 

SchKG beseitigt werden. Dazu soll ein vereinfachtes Nachlassverfahren und ein sogenannter Sanierungs-

konkurs eingeführt werden. 

Der Ständerat hat das Geschäft in der Frühjahrssession als Zweitrat behandelt. In der Sommersession 

wechselten sich National- und Ständerat ab und bereinigten die Differenzen zwischen den beiden Parla-

mentskammern. In der Schlussabstimmung stimmten National- und Ständerat dem Geschäft zu. Die Ge-

setzesänderung untersteht dem fakultativen Referendum. Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

http://www.rvk.ch/


 

RVK – Dienstleistungen und Versicherungen für den Gesundheitsmarkt / Haldenstrasse 25 / 6006 Luzern / www.rvk.ch 9 

Ausstehende Krankenkassenprämien stellen in der Schweiz eine der häufigsten Schuldenkategorien dar. 

Dabei handelt es sich um Forderungen zweiter Klasse, die gemäss SchKG privilegiert sind. Mit der Revi-

sion des SchKG wird sich die konkursrechtliche Stellung der Krankenversicherer verschlechtern. 

 

 

Kostendeckende Tarife für versorgungsrelevante Spitäler 

Standesinitiative des Kantons St. Gallen (24.304) 

Die finanzielle Situation ist bei vielen Spitälern in der Schweiz angespannt. Die Personal-, Material- und 

Energiekosten sind in den vergangenen Jahren angestiegen, während die Tarife nur zeitverzögert ange-

passt wurden. Mittels Standesinitiative lädt der Kanton St. Gallen die Bundesversammlung dazu ein, 

Massnahmen zu ergreifen. Konkret fordert er kostendeckende Tarife sowie einen Mechanismus, mit 

dem die Teuerung bei den Tarifen berücksichtigt wird.  

Nachdem der Ständerat der Standesinitiative in der Sommersession 2025 keine Folge gegeben hat, war 

nun der Nationalrat am Zug. Das Scheitern der Standesinitiative zeichnete sich bereits in der vorberaten-

den Kommission des Nationalrates ab. Die Kommissionsmehrheit war der Auffassung, dass die gelten-

den Regelungen es bereits heute erlauben, Kostensteigerungen in den Tarifen angemessen zu berück-

sichtigen. Eine automatische Teuerungsanpassung würde das Gesetz hingegen nicht erlauben. Vielmehr 

sei eine Gesamtbetrachtung erforderlich, welche sich an einer effizienten und günstigen Leistungser-

bringung und an der erforderlichen Qualität orientiert. 

Schliesslich sprach sich der Nationalrat mit 61 zu 124 Stimmen bei zwei Enthaltungen dagegen aus, der 

Standesinitiative Folge zu leisten. Die Beratung des Geschäfts ist damit abgeschlossen. 

 

 

Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten – Änderung KVG  

Geschäft des Bundesrates (26.031) 

Spitäler sind gesetzlich verpflichtet, Daten zu ihren Finanzen, zum Betrieb und zu den medizinischen 

Leistungen verschiedenen Stellen zur Verfügung zu stellen. Die Daten dienen jeweils unterschiedlichen 

Zwecken. Der Bundesrat will dies ändern und die einmalige Datenerhebung im stationären Bereich um-

setzen. Mit der Umsetzung des sogenannten «Once-Only-Prinzip» sollen zukünftig alle Daten im statio-

nären Bereich von den Leistungserbringern dem Bundesamt für Statistik (BFS) zur Verfügung gestellt 

werden. Dieses stellt die Daten gemäss den jeweiligen gesetzlichen Verwendungszwecken verschiede-

nen Akteuren zur Verfügung. Dazu ist eine Änderung des KVG erforderlich.  

Der Nationalrat behandelte in der Sommersession das Geschäft als Erstrat. Nach Ansicht der Befürwor-

terinnen und Befürworter steigert die Vorlage die Effizienz und reduziert redundante Datenerhebungen. 

Eine Minderheit wollte hingegen nicht auf die Vorlage eintreten. Sie nahmen Anstoss an der Funktion 

des BFS als «staatliche Datenkrake», die eine Unmenge Daten zentralisiert auf sich vereint. Demgegen-

über verlangten sie eine dezentrale Datenhaltung bei einer Fachbehörde des Bundes. 

Die grosse Kammer trat schliesslich auf die Vorlage ein. Mit einer Abweichung sprach sich der National-

rat mit 133 Ja- gegenüber 64 Nein-Stimmen für die Gesetzesvorschlag des Bundesrates aus. Das Ge-

schäft geht somit zur weiteren Beratung an den Ständerat. 
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Befristete Verlängerung der Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeitspflicht gemäss 
Artikel 37 Absatz 1 KVG 

Parlamentarische Initiative der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des National-

rates (SGK-N) (25.465) 

Ärztinnen und Ärzte müssen nach Artikel 37 Absatz 1 KVG drei Jahren an einer anerkannten Weiterbil-

dungsstätte arbeiten, bevor sie zur Tätigkeit nach KVG zugelassen werden. Die Kantone können von die-

ser Anforderung absehen, wenn auf dem Kantonsgebiet im betreffenden Fachbereich eine Unterversor-

gung besteht. Diese Ausnahmeregelung gilt befristet bis zum 31. Dezember 2027 und ist beschränkt auf 

Bereiche der medizinischen Grundversorgung.  

Die Ausnahmeregelung hat sich aus Sicht der SGK-N bewährt und wird von mehreren Kantonen genutzt. 

Angesichts der in bestimmten Regionen und Fachgebieten weiterhin angespannten Versorgungslage will 

die SGK-N die Ausnahmeregelung um fünf Jahre verlängern. Sie hat dazu einen entsprechenden Geset-

zesentwurf erarbeitet.  

Eine Kommissionsminderheit beantragt, auf die Gesetzesänderung nicht einzutreten. Sie ist der Mei-

nung, dass die Verlängerung der Ausnahmeregelung ein falsches Signal sende, da bereits genügend Mas-

snahmen zur Förderung der Grundversorgung ergriffen wurden. Demgegenüber spricht sich eine zweite 

Kommissionsminderheit dafür aus, auch den Fachbereich der Psychiatrie und der Psychotherapie der 

Ausnahmeregelung zu unterstellen. 

Der Bundesrat unterstützt den von der Kommissionsmehrheit erarbeitete Gesetzesentwurf. Nach einer 

rund 40-minütigen Debate trat der Nationalrat auf die Vorlage ein. In Abweichung zum Entwurf der SGK-

N sprach sich eine Ratsmehrheit für die Ausweitung auf den Fachbereich der Psychiatrie und der Psycho-

therapie aus. Der Nationalrat nahm die parlamentarische Initiative schliesslich mit 102 Ja- zu 88 Nein-

Stimmen bei einer Enthaltung an. 
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Aus dem Ständerat 
 

Versicherung von inhaftierten Personen, Änderung KVG 

Geschäft des Bundesrates (25.099) 
In der Schweiz lebten im Januar 2023 rund 6500 Personen in Strafanstalten. Davon verfügten rund 2300 
Personen nicht über eine Krankenversicherung, da sie nicht in der Schweiz wohnhaft waren und nicht 
unter das Versicherungsobligatorium fielen. Aufgrund völkerrechtlicher Verträge ist die Schweiz ver-
pflichtet, alle inhaftierten Personen medizinisch gleichwertig wie Nicht-Inhaftierte zu behandeln. Im fö-
deralen Justizvollzug ist dies jedoch nicht gewährleistet. 
Um den völkerrechtlichen Verpflichtungen gerecht zu werden, schlägt der Bundesrat vor, Inhaftierte 
ohne Wohnsitz in der Schweiz dem Krankenversicherungsgesetz zu unterstellen. Die betroffenen Perso-
nen sollen im Grundsatz selbst für ihre Prämien aufkommen. Zudem sieht der Bundesrat vor, dass die 
Kantone die freie Wahl des Versicherers sowie die freie Wahl der Versicherungsform und der Leistungs-
erbringer einschränken können. 
Die zuständige Kommission des Ständerates beantragt Nichteintreten auf die Vorlage des Bundesrates. 
Ständerätin Brigitte Koller-Häberli argumentierte im Namen der Kommissionsmehrheit, dass die Unter-
stellung unter das KVG an den Wohnsitz oder an eine Erwerbstätigkeit in der Schweiz gebunden sei. Da-
von würde mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf abgewichen. Weiter ist mit zusätzlichen Kosten zu-
lasten der Prämienzahlenden und höheren administrativen Aufwänden im Gesetzesvollzug zu rechnen. 
Der Ständerat folgte der vorberatenden Kommission und sprach sich mit 33 Ja- zu 9 Neinstimmen für 
Nichteintreten aus. Die Vorlage geht damit zur weiteren Beratung an den Nationalrat. 
 
 

Interkantonale Spitalplanung. Dezentrale Koordination der Spezialmedizin und 
flächendeckende Grundversorgung 

Motion von Nationalrat Christian Lohr (23.3814) 
Die Schweizer Spitäler – so Nationalrat Christian Lohr – stehen unter hohem finanziellem Druck und die 
flächendeckende medizinische Versorgung ist gefährdet. Mit seiner Motion fordert er den Bundesrat 
auf, aktiv auf die Kantone zuzugehen, mit dem Ziel, die Gesundheitsversorgung auch künftig flächende-
ckend, effizient und mit hoher Qualität zu gewährleisten. Nach dem «Prinzip der dezentralen Konzentra-
tion» sollen die stationäre Grundversorgung wie auch Teile der Spezialversorgung durch regionale Zen-
tren wahrgenommen werden.  
Der Nationalrat hat die Motion im Herbst 2024 angenommen. In der Sommersession war nun der Stän-
derat an der Reihe. Die vorberatende Kommission beantragte, die Motion abzulehnen. Die Kommission 
teilt das Anliegen der Motion, die Spitalplanungen unter den Kantonen besser zu koordinieren. Zugleich 
sah die Kommission das Anliegen bereits in der Motion 25.3017 «Spitalplanungen durch interkantonale 
Spitallisten stärken» ausreichend berücksichtigt.  
Der Ständerat folgte seiner vorberatenden Kommission und lehnte die Motion ab. Das Geschäft ist da-
mit vom Tisch. 
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Intelligente Spitalplanung 

Motion von Jörg Mäder, früheres Mitglied Nationalrat (23.4284) 
Spitalplanungen sind gemäss Gesetz Aufgabe der Kantone. Doch die Voraussetzungen für die Spitalpla-
nungen sind je nach Kanton sehr unterschiedlich. Aus Sicht von Jörg Mäder, früheres Mitglied des Natio-
nalrats, gelangt diese starre Aufgabenzuteilung an ihre Grenzen. Mit seiner Motion will er den Bundes-
rat beauftragen, gemeinsam mit den Kantonen ein differenziertes Gesundheitsversorgungssystem zu 
erarbeiten und zu implementieren. Die Planung und Umsetzung soll situationsgerecht erfolgen. 
Nachdem der Nationalrat die Motion in der Sondersession vom Mai 2025 angenommen hat, lag das Ge-
schäft bei der kleinen Kammer. Die ständerätliche Kommission teilt das Ziel der Motion, die Spitalpla-
nungen über die Kantonsgrenzen hinweg sachgerecht zu planen und umzusetzen. Aus Sicht der Kommis-
sion ist die Motion jedoch nicht mehr notwendig, da bereits Massnahmen ergriffen wurden, so die 
Überweisung der Motion 25.3017 «Spitalplanung durch interkantonale Spitallisten stärken».  
Der Ständerat folgte seiner Kommission und lehnte die Motion ab. Die Behandlung des Geschäfts ist da-
mit abgeschlossen. 
 
 

Heilmittelgesetz (Revision 3a). Änderung 

Geschäft des Bundesrates (25.074) 
Das Heilmittelgesetz ist seit 2002 in Kraft. Das Gesetzes hat zum Ziel, Menschen und Tiere beim Ge-
brauch von Heilmitteln zu schützen und sicherstellen, dass nur qualitativ hochstehende, sichere und 
wirksame Heilmittel in Verkehr gebracht werden. 
Seit dem Inkrafttreten wurde das Heilmittelgesetz in zwei Etappen revidiert. Nun steht die Revision 3a 
an, mit dem Ziel, die Qualität der Versorgung und die Sicherheit der Medikation zu verbessern. Drei The-
men stehen dabei im Vordergrund: erstens sollen Arzneimittel für neuartige Therapien spezifisch und 
umfassend geregelt werden, zweitens soll die Digitalisierung beschleunigt werden und drittens soll die 
Bestimmungen für Tierarzneimittel an jene der Europäischen Union angepasst wird. 
Nachdem der Nationalrat in der Frühjahrssession auf die Vorlage eingetreten ist, war in der Sommerses-
sion der Ständerat am Zug. Dieser trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Er machte damit u.a. den 
Weg frei für eine Pflicht für ein elektronisches Arztrezept sowie für einen elektronischen Medikations-
plan. In der Detailberatung gab der Versand von rezeptfreien Medikamenten zu reden, der heute nicht 
erlaubt ist. Der Ständerat will dies ändern. 
In der Gesamtabstimmung hat der Ständerat mit 33 Ja- zu 1 Nein-Stimme den Gesetzesentwurf ange-
nommen. Der Entwurf geht damit zur Differenzbereinigung weiter an den Nationalrat. 
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Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision Rückversicherungsvermittlung- und 
Sanierungsrecht  

Geschäft des Bundesrates (25.089) 
Das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) wurde auf den 1. Januar 2024 teilrevidiert. Um den Kunden-
schutz zu verbessern wurden die Bestimmungen zur Versicherungsvermittlung grundlegend überarbei-
tet. Die neuen Bestimmungen kommen auch für die Vermittlung von Rückversicherungen zur Anwen-
dung. Dies führt zu Wettbewerbsnachteilen für Schweizer Rückversicherungsgesellschaften. So darf ein 
Schweizer Rückversicherer nur über einen registrierten Vermittler ein Geschäft mit einem Schweizer 
Erstversicherer zeichnen, während dies bei einem ausländischen Rückversicherer auch über einen nicht-
registrierten Vermittler möglich ist.  
Die vorliegende Teilrevision soll den Wettbewerbsnachteil beheben. Sie geht zurück auf die Motion von 
Ständerat Thierry Burkart (24.3208) betreffend die «Vermeidung von Standortschäden». Konkret soll die 
Vermittlung von Rückversicherungsverträgen vom Geltungsbereich des VAG ausgenommen werden. Zu-
dem sollen mit der vorgeschlagenen Teilrevision Bestimmungen des Sanierungsrechts neu auf Stufe VAG 
geregelt und präzisiert werden. Zu guter Letzt wird mit der Vorlage noch eine begriffliche Inkonsistenz 
ausgemerzt.  
Das Geschäft des Bundesrates ging schlank über die Bühne. Der Ständerat nahm den Gesetzesentwurf 
mit 44 Ja-Stimmen einstimmig an. Das Geschäft geht damit weiter an den Nationalrat. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die nächsten Sessionen 
Ordentliche Sessionen 

Herbst: 14. September bis 2. Oktober 2026 

Winter: 30. November bis 18. Dezember 2026 
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